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Ausschussfir Sozial- und 18.09.2024 Vorberatung einstimmige Empfehlung

Jugendangelegenheiten

Magistrat 27.08.2024 Entscheidung

einstimmig beschlossen

Stadtverordnetenversammlung Entscheidung

Satzung Uberdie Benutzungder von der Stadt Gro3-Umstadt betriebenen

Kindertageseinrichtungen

Beschlussvorschlag:

Die Satzung Uber die Benutzung der von der Stadt Grof3-Umstadt betriebenen
Kindertageseinrichtungen wird in beiliegender Form beschlossen. Die Satzung tritt zum 01. August

2025 in Kratft.




Begrindung:

Grundlage der Satzungs-Neufassung bildet die Mustersatzung des Hess. Stadte- und
Gemeindebundes, Stand 09.2023.

Zu den Anlagen:

1.

Die Anlage der Synopse enthalt die Gegenuberstellung

- der bisherigen Satzung Uber die Benutzung der von der Stadt Grof3-Umstadt betriebenen
Kindertageseinrichtungen, Stand 09.2015

sowie

- der Mustersatzung des HSGB, Stand 09.2023.

Anderungen sind kommentiert und/oder farblich hinterlegt.

Die Anlage der finalen Satzung entspricht der Lesefassung.

Wesentliche Anderungen sind neben den insgesamt detaillierteren Erlauterungen

8 3 Kreis der Berechtigten legt eindeutig den gemeinsamen Hauptwohnsitz i.S. des
Melderechts von Kind und Eltern in Gro3-Umstadt als Voraussetzung fest

83 (2) und § 4 (1) benennen Klar die gesetzliche Regelung, dass ein Rechtsanspruch
weder auf eine bestimmte Kindertagesstatte — noch auf eine bestimmte
Betreuungszeit besteht

8 4 (3) listet detailliierte Beispiele moglicher Kita-Schliel3ungen auf und legt in (5) fest,
dass kein Rickerstattungsanspruch von Kostenbeitragen wahrend Schliel3zeiten
besteht.

8 5 regelt das Aufnahmeverfahren — mit einer frihesten Anmeldung nach dem 3.
Lebensmonat sowie gesonderte/erforderliche Anmeldungen bei
Alterswechsel/Platzwechsel-Winschen.

(7) regelt den Verbleib von ortsfremden Kindern in einer Kita — sofern ein Kind
wahrend des Kita-Jahres verzieht.

grundsatzlich war das Bundesseuchengesetz durch das Infektionsschutzgesetz zu
ersetzen.

§ 11 formuliert die verschiedenen Ausschlussgrinde detaillierter.

8 12 enthélt eine umfassende Regelung zum Datenschutz.



	Datum
	Zuständig
	Typ
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

